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ÄNDERUNGSANTRÄGE 001-020  
vom Haushaltsausschuss 
 
Bericht 
Ingeborg Gräßle A7-0200/2013 
Finanzierung europäischer politischer Parteien 
 
Vorschlag für eine Verordnung (COM(2012)0712 – C7-0393/2012 – 2012/0336(COD)) 
 
 
 

_____________________________________________________________ 
 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204a – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Im Sinne dieser Verordnung sind unter 
europäischen politischen Parteien 
Einrichtungen zu verstehen, die gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. [….] des 
Europäischen Parlaments und des Rates als 
solche gegründet und eingetragen wurden. 

1. Im Sinne dieser Verordnung sind unter 
europäischen politischen Parteien 
Einrichtungen zu verstehen, die gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. [….] des 
Europäischen Parlaments und des Rates als 
solche eingetragen wurden. 

Begründung 

Die Gründung politischer Parteien auf europäischer Ebene erfolgt unabhängig von ihrer 
förmlichen Eintragung; allerdings erlangen sie den Rechtsstatus als europäische politische 
Partei nur aufgrund der förmlichen Eintragung. 
 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204a – Absatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Direkte finanzielle Beiträge aus dem 
Haushalt können europäischen politischen 
Parteien im Hinblick auf ihr Engagement 
für die Herausbildung eines europäischen 
politischen Bewusstseins und für den 
Ausdruck des politischen Willens der 
Bürgerinnen und Bürger der Union 
gewährt werden. 

2. Im Einklang mit den Bestimmungen 
der Verordnung (EU) Nr. [...] des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Statut und die Finanzierung 
europäischer politischer Parteien und 
europäischer politischer Stiftungen* 
können europäischen politischen Parteien 
angesichts des Beitrags, den sie zur 
Herausbildung eines europäischen 
politischen Bewusstseins und zum 
Ausdruck des Willens der Bürgerinnen und 
Bürger der Union leisten, direkte 
Finanzbeiträge aus dem Haushalt gewährt 
werden. 

 ____________ 

 ABl. L ... 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204b – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Beiträge werden nur verwendet, um 
einen Teil der Betriebskosten der 
europäischen politischen Parteien zu 
erstatten, die unmittelbar mit Zielen dieser 
Parteien zusammenhängen. Beiträge 
werden nicht verwendet, um einem 
Mitglied oder Bediensteten einer 
europäischen politischen Partei auf 
direkte oder indirekte Weise einen 
persönlichen Vorteil – sei es in Form 
eines Geldbetrags oder einer Sachleistung 
- zu verschaffen. 

1. Die Beiträge dürfen nur dazu verwendet 
werden, einen Teil der Betriebskosten der 
europäischen politischen Parteien zu 
erstatten, die unmittelbar mit Zielen dieser 
Parteien zusammenhängen. Zu diesen 
erstattungsfähigen Kosten gehören 
Verwaltungsausgaben sowie Ausgaben 
unter anderem für technische 
Unterstützung, Sitzungen, 
Veranstaltungen einschließlich 
grenzüberschreitender Veranstaltungen 
und gemeinsamer Veranstaltungen mit 
den Fraktionen im Europäischen 
Parlament, Information, 
Veröffentlichungen, Forschungsarbeiten 
und Studien, Kampagnen im 
Zusammenhang mit den Wahlen zum 
Europäischen Parlament und Kampagnen 
für Referenden auf europäischer Ebene. 
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Die Ausgaben für Kampagnen im 
Zusammenhang mit den Wahlen zum 
Europäischen Parlament werden gemäß 
den Bestimmungen von Artikel [17] der 
Verordnung (EU) Nr. [...] über das Statut 
und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen erstattet. 
Ausnahmsweise können die Beiträge 
auch zur Finanzierung nationaler, 
regionaler oder kommunaler Kampagnen 
für Referenden verwendet werden, sofern 
Gegenstand des betreffenden 
Referendums Rechtsvorschriften der 
Union, die Funktionsweise eines Organs 
der Union oder die Ratifizierung von 
Änderungen der Unionsverträge sind. 

  

  

Begründung 

Aktualisierung des Änderungsantrags 1 der Berichterstatterin im Anschluss an die Abstimmung 
über den Bericht Giannakou (s. Änderungsantrag 68 (Art. 18 Abs. 3) des genannten Berichts). 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204b – Absatz 1 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Beiträge können zur Erstattung 
von Ausgaben im Zusammenhang mit 
Aufträgen verwendet werden, die von den 
europäischen politischen Parteien 
vergeben wurden, sofern bei der 
Auftragsvergabe keine 
Interessenkonflikte vorgelegen haben. 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird ein Aspekt aufgegriffen, auf den der Rechnungshof in Ziffer 5 
seiner Stellungnahme Nr. 1/2013 hingewiesen hat, nämlich die Möglichkeit, dass politische 
Parteien Spenden von natürlichen oder juristischen Personen erhalten, die EU-Organen Güter 
liefern oder Dienstleistungen für sie erbringen. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204b – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Beiträge werden nicht verwendet, um 
Aktivitäten dritter Parteien, insbesondere 
nationaler politischer Parteien oder 
politischer Stiftungen auf europäischer 
oder nationaler Ebene zu finanzieren, 
unabhängig davon, ob dies in Form von 
Finanzhilfen, Schenkungen, Darlehen oder 
auf der Grundlage einer ähnlichen 
Vereinbarung erfolgen würde. 

2. Die Beiträge dürfen nicht dazu 
verwendet werden, einem Mitglied oder 
Bediensteten einer europäischen 
politischen Partei auf direkte oder 
indirekte Weise einen persönlichen 
Vorteil – sei es in Form eines Geldbetrags 
oder einer Sachleistung – zu verschaffen. 
Die Beiträge dürfen nicht dazu verwendet 
werden, direkt oder indirekt Aktivitäten 
dritter Parteien, insbesondere nationaler 
politischer Parteien oder politischer 
Stiftungen auf europäischer oder nationaler 
Ebene, zu finanzieren, unabhängig davon, 
ob dies in Form von Finanzhilfen, 
Schenkungen, Darlehen oder auf der 
Grundlage einer ähnlichen Vereinbarung 
erfolgen würde. Die Beiträge dürfen nicht 
dazu verwendet werden, direkt oder 
indirekt nationale, regionale oder 
kommunale Wahlen, Kandidaten oder 
Kampagnen für Referenden zu 
finanzieren, außer, wie in Absatz 1 
vorgesehen, Kampagnen für Referenden, 
die Rechtsvorschriften der Union, Organe 
der Union oder Änderungen der 
Unionsverträge zum Gegenstand haben. 

Begründung 

Aktualisierung des Änderungsantrags 3 der Berichterstatterin im Anschluss an die Abstimmung 
über den Bericht Giannakou (s. Änderungsantrag 68 (Art. 18 Abs. 3) des genannten Berichts). 
 
 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204b – Absatz 5 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Europäische politische Parteien, die 
einen Beitrag erhalten, bekommen für den 
gleichen Zweck keine anderen Mittel aus 
dem Haushalt. Auf jeden Fall kann kein 
Posten zweimal aus dem Haushalt 
finanziert werden. 

5. Europäische politische Parteien, die 
einen Beitrag erhalten, bekommen weder 
direkt noch indirekt andere Mittel aus 
dem Haushalt. Untersagt sind 
insbesondere Zuwendungen aus dem 
Budget einer Fraktion des Europäischen 
Parlaments. Auf jeden Fall kann kein 
Posten zweimal aus dem Haushalt 
finanziert werden. 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird ein Aspekt aufgegriffen, auf den der Rechnungshof in 
Ziffer 16 seiner Stellungnahme hingewiesen hat. Er empfiehlt hier klarzustellen, dass 
europäischen politischen Parteien, die einen Beitrag aus dem EU-Haushalt erhalten, keine 
weiteren Haushaltsmittel gewährt werden dürfen. Außerdem wird das in Artikel 15 Absatz 5 
Buchstabe b des Vorschlags der Kommission COM(2012)0499 vorgesehene Verbot einer 
Zuwendung aus dem Budget einer Fraktion des EP übernommen, um die Kohärenz zwischen 
den beiden Rechtsakten zu erhöhen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Beiträge werden aus dem Einzelplan 
des Europäischen Parlaments finanziert. 

Die Beiträge werden aus dem Einzelplan 
des Europäischen Parlaments finanziert. 
Die für unabhängige externe 
Rechnungsprüfungseinrichtungen oder 
-sachverständige im Sinne von Artikel 
[19] der Verordnung (EU) Nr. [...] über 
das Statut und die Finanzierung 
europäischer politischer Parteien und 
europäischer politischer Stiftungen 
vorgesehenen Mittel gehen unmittelbar zu 
Lasten des Haushaltsplans des 
Europäischen Parlaments.  

 Diese Einrichtungen oder 
Sachverständigen werden unbeschadet 
des Artikels [19] der genannten 
Verordnung vom Europäischen 
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Parlament vorausgewählt, beauftragt und 
bezahlt. 

 Keine Einrichtung bzw. kein 
Sachverständiger wird für mehr als fünf 
aufeinanderfolgende Jahre verpflichtet. 

  

  

 
 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204e – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Anträge auf Beiträge sind schriftlich und 
gegebenenfalls in einem gesicherten 
elektronischen Format einzureichen. 

1. Anträge auf Beiträge sind 
ordnungsgemäß innerhalb der 
vorgegebenen Fristen schriftlich und 
gegebenenfalls in einem gesicherten 
elektronischen Format einzureichen. 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204e – Absatz 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Der Anweisungsbefugte kann bei der 
Prüfung und Festlegung des 
Vergabebeschlusses von einem Ausschuss 
unterstützt werden. Der 
Anweisungsbefugte legt die Bestimmungen 
über die Zusammensetzung, Einsetzung 
und Funktionsweise eines solchen 
Ausschusses sowie die Vorschriften zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten fest. 

5. Der Anweisungsbefugte kann bei der 
Prüfung und Festlegung des 
Vergabebeschlusses von einem Ausschuss 
unterstützt werden. Der 
Anweisungsbefugte legt unter 
gebührender Berücksichtigung der 
Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung die Bestimmungen über 
die Zusammensetzung, Einsetzung und 
Funktionsweise eines solchen Ausschusses 
sowie die Vorschriften zur Vermeidung 
von Interessenkonflikten fest. 
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Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204f – Absatz 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Der zuständige Anweisungsbefugte teilt 
den Antragstellern schriftlich mit, wie ihr 
Antrag beschieden wurde. Werden der 
Antrag auf Beitrag abgelehnt oder die 
beantragten Beträge in Teilen nicht 
bewilligt oder nicht in voller Höhe 
bewilligt, legt der Anweisungsbefugte 
insbesondere im Hinblick auf die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Förder- und 
Vergabekriterien die Gründe für die 
Ablehnung des Antrags oder die 
Nichtbewilligung der beantragten Beträge 
dar. 

4. Der zuständige Anweisungsbefugte teilt 
den Antragstellern schriftlich mit, wie ihr 
Antrag beschieden wurde. Werden der 
Antrag auf Beitrag abgelehnt oder die 
beantragten Beträge nicht oder nicht in 
voller Höhe bewilligt, legt der 
Anweisungsbefugte insbesondere unter 
Bezugnahme auf die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Förder- und Vergabekriterien 
die Gründe für die Ablehnung des Antrags 
oder die Nichtbewilligung der beantragten 
Beträge dar. Im Falle einer Ablehnung 
des Antrags unterrichtet der 
Anweisungsbefugte den Antragsteller 
über alle in Frage kommenden 
gerichtlichen und außergerichtlichen 
Rechtsbehelfe. 

Begründung 

Zu einer solchen Rechtsbehelfsbelehrung ist die Kommission auch nach der Verordnung über 
die europäische Bürgerinitiative verpflichtet. 
 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204g – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Erstattung eines Prozentsatzes der 
tatsächlich entstandenen Ausgaben; 

(a) Erstattung eines Prozentsatzes der 
erstattungsfähigen tatsächlich 
entstandenen Ausgaben; 

Begründung 

Präzisierung des Kommissionsvorschlags. 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204h – Absatz 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Werden Pauschalfinanzierungen, 
Pauschalsätze und Einheitskosten zugrunde 
gelegt, so sind diese in der Aufforderung 
zur Beantragung von Beiträgen zu 
definieren. Die Beitragsvereinbarung oder 
der Beitragsbeschluss enthält 
Bestimmungen, anhand derer sich 
überprüfen lässt, ob die Bedingungen für 
die Gewährung von 
Pauschalfinanzierungen, Pauschalsätzen 
oder Einheitskosten erfüllt sind. 

4. Werden Pauschalfinanzierungen, 
Pauschalsätze und Einheitskosten zugrunde 
gelegt, so sind diese in der Aufforderung 
zur Beantragung von Beiträgen, 
gegebenenfalls mit ihren jeweiligen 
Beträgen und Sätzen, zu definieren. Die 
Aufforderung zur Beantragung von 
Beiträgen enthält auch eine Beschreibung 
der Methoden zur Bestimmung der 
Pauschalbeträge, Einheitskosten und 
Pauschalfinanzierung, die sich auf 
objektive Mittel wie statistische Daten, 
beglaubigte oder überprüfbare historische 
Daten der europäischen politischen 
Parteien oder ihre gewöhnlichen 
Kostenrechnungsverfahren stützen. Die 
Beitragsvereinbarung oder der 
Beitragsbeschluss enthält Bestimmungen, 
anhand deren sich überprüfen lässt, ob die 
Bedingungen für die Gewährung von 
Pauschalfinanzierungen, Pauschalsätzen 
oder Einheitskosten erfüllt sind. 

Begründung 

Durch diese Abänderung wird der Wortlaut dieses Absatzes an Artikel 124 Absatz 2 Buchstabe 
c der Haushaltsordnung (Anwendungsbereich und Form von Finanzhilfen – Pauschalbeträge, 
Einheitskosten und Pauschalfinanzierung) angepasst und zusätzlich vorgeschrieben, dass die 
Pauschalbeträge, Pauschalsätze und Einheitskosten in der Aufforderung zur Beantragung von 
Beiträgen anzugeben sind. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204k – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Für die europäischen politischen 
Parteien gilt der in der Verordnung 
xx/xxxx festgelegte Höchstsatz für die 
Kofinanzierung. Verbleibende Beträge aus 
den Beiträgen der beiden Vorjahre dürfen 
nicht zur Finanzierung des Teils 
herangezogen werden, den die 
europäischen politischen Parteien aus ihren 
Eigenmitteln bestreiten müssen. 

3. Für die europäischen politischen 
Parteien gilt der in Artikel [12 Absatz 4] 
der Verordnung (EU) Nr. [...] über das 
Statut und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen festgelegte 
Höchstsatz für die Kofinanzierung. 
Verbleibende Beträge aus den Beiträgen 
der beiden Vorjahre dürfen nicht zur 
Finanzierung des Teils herangezogen 
werden, den die europäischen politischen 
Parteien aus ihren Eigenmitteln bestreiten 
müssen. Beiträge dritter Parteien zu 
gemeinsamen Veranstaltungen gelten 
nicht als Teil der Eigenmittel einer 
europäischen politischen Partei. 

  

  

Begründung 

Präzisierung des Kommissionsvorschlags. 

In den Änderungsanträgen 19 und 59 (Art. 2 Abs. 7 und Art. 15 Abs. 5 Buchst. b des 
Verordnungsvorschlags) heißt es, dass Beiträge dritter Parteien zu gemeinsamen 
Veranstaltungen nicht als Schenkungen zu betrachten sind. Folglich können diese Beiträge 
nicht als Eigenmittel einer europäischen politischen Partei behandelt werden. 
 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204l 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Im Einklang mit den in der Aufforderung 
zur Beantragung von Beiträgen 
festgelegten Bestimmungen und Fristen 
legt die europäische politische Partei dem 
Anweisungsbefugten einen 
Abschlussbericht über die Verwendung des 
Beitrags sowie die betreffenden 
Abrechnungen zur Genehmigung vor. 

Im Einklang mit den in der Aufforderung 
zur Beantragung von Beiträgen 
festgelegten Bestimmungen und Fristen 
legt die europäische politische Partei dem 
Anweisungsbefugten jährlich einen 
Abschlussbericht über die Verwendung des 
Beitrags sowie die betreffenden 
Abrechnungen zur Genehmigung vor. 
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Begründung 

Präzisierung des Kommissionsvorschlags. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204l – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die europäischen politischen Parteien 
veröffentlichen, zumindest auf ihrer 
Website, den in Absatz 1 genannten 
Abschlussbericht und die betreffenden 
Abrechnungen. 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204m – Absatz 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Ist eine europäische politische Partei 
nicht mehr in dem in Artikel 6 der 
Verordnung (EU) Nr. [….] genannten 
Register verzeichnet oder wurde gegen sie 
eine der in Artikel 22 dieser Verordnung 
genannten Sanktionen verhängt, kann der 
zuständige Anweisungsbefugte je nach 
Schwere der Fehler, der 
Unregelmäßigkeiten, des Betrugs oder der 
Verletzung von Pflichten im 
Zusammenhang mit der 
Beitragsverwendung den Beitrag 
aussetzen, kürzen oder streichen und die im 
Rahmen der Beitragsvereinbarung oder 
dem Beitragsbeschluss unrechtmäßig 
gezahlten Beträge einziehen, nachdem der 
Partei Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden ist. 

5. Ist eine europäische politische Partei 
nicht mehr in dem in Artikel 6 der 
Verordnung (EU) Nr. [….] genannten 
Register verzeichnet oder wurde gegen sie 
eine der in Artikel 22 dieser Verordnung 
genannten Sanktionen verhängt, kann der 
zuständige Anweisungsbefugte je nach 
Schwere der Fehler, der 
Unregelmäßigkeiten, des Betrugs oder der 
Verletzung von Pflichten im 
Zusammenhang mit der 
Beitragsverwendung den Beitrag im 
Einklang mit den in Artikel 7 der 
genannten Verordnung festgelegten 
Verfahren aussetzen, kürzen oder streichen 
und die im Rahmen der 
Beitragsvereinbarung oder des 
Beitragsbeschlusses unrechtmäßig 
gezahlten Beträge einziehen, nachdem der 
Partei Gelegenheit zur Stellungnahme 
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gegeben worden ist. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204n – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Unbeschadet der Bestimmungen des 
Artikels 22 Absatz 7 der Verordnung (EU) 
Nr. [….] kann der Anweisungsbefugte im 
Einklang mit Artikel 109 dieser 
Verordnung gegen den Antragsteller 
wirksame, verhältnismäßige und 
abschreckende verwaltungsrechtliche und 
finanzielle Sanktionen verhängen. 

2. Der Anweisungsbefugte kann im 
Einklang mit Artikel 109 dieser 
Verordnung und Artikel 22 der 
Verordnung (EU) Nr. [...] über das Statut 
und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen gegen den 
Antragsteller wirksame, verhältnismäßige 
und abschreckende verwaltungsrechtliche 
und finanzielle Sanktionen verhängen. 

Begründung 

Präzisierung des Vorschlags der Kommission zur Verbesserung der Kohärenz zwischen der 
Haushaltsordnung und der Verordnung über das Statut und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und Stiftungen. Siehe auch Änderungsantrag 14 der Stellungnahme des 
AFCO-Ausschusses. 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 1 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 204o – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die europäischen politischen Parteien 
bewahren Unterlagen, Belege sowie andere 
für die Gewährung des Beitrags relevanten 
Aufzeichnungen nach Übermittlung des in 
Artikel 204l genannten Abschlussberichts 
und der einschlägigen Abrechnungen für 
einen Zeitraum von fünf Jahren auf. 

1. Die europäischen politischen Parteien 
bewahren alle Unterlagen und Belege 
sowie andere für die Gewährung des 
Beitrags relevanten Aufzeichnungen nach 
Übermittlung des in Artikel 204l genannten 
jährlichen Abschlussberichts und der 
einschlägigen Abrechnungen für einen 
Zeitraum von fünf Jahren auf. 

 

Änderungsantrag 19 
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Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 1 – Nummer 3 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
Artikel 125 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Artikel 125 Absatz 3 Unterabsatz 2 und 
Artikel 125 Absatz 6 werden gestrichen. 

(3) Artikel 125 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 3 Unterabsatz 2 wird gestrichen.  

 b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

 “6. „Weist eine europäische politische 
Stiftung im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. [...] über das Statut und die 
Finanzierung europäischer politischer 
Parteien und europäischer politischer 
Stiftungen am Ende des Haushaltsjahres, 
für das sie einen Beitrag zu den 
Betriebskosten erhalten hat, einen 
Überschuss der Einnahmen über die 
Ausgaben auf, so kann sie abweichend 
vom Grundsatz des Gewinnverbots 
gemäß Absatz 4 einen Teil des 
Überschusses in Höhe von maximal 
25 % der Gesamteinnahmen für das 
betreffende Jahr auf das Folgejahr 
übertragen, sofern der Überschuss im 
ersten Quartal dieses Jahres verwendet 
wird.  

 Zum Zweck der Überprüfung der 
Einhaltung des Grundsatzes des 
Gewinnverbots werden die aus der 
jährlichen Tätigkeit einer europäischen 
politischen Stiftung herrührenden 
Eigenmittel, die den Prozentsatz der 
förderfähigen Kosten übersteigen, den die 
europäische politische Stiftung gemäß 
Artikel [12 Absatz 4] der Verordnung 
(EU) Nr. [...] selbst zu übernehmen hat, 
nicht berücksichtigt.  

 Unterabsatz 2 findet keine Anwendung, 
wenn die finanziellen Rücklagen einer 
europäischen politischen Stiftung 100 % 
ihrer durchschnittlichen jährlichen 
Einnahmen übersteigen.“ 
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Begründung 

Anstatt die für europäische politische Parteien geltenden besonderen Bestimmungen für die 
Übertragung von Finanzhilfen auf das folgende Haushaltsjahr komplett zu streichen, zielt 
dieser Änderungsantrag auf die Wiedereinsetzung von Artikel 125 Absatz 6 in Bezug auf 
europäische politische Stiftungen ab. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 
Erwägung 8 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Während die finanzielle Unterstützung 
ohne Jahresarbeitsprogramm und 
Schätzung der Ausgaben gewährt wird, 
müssen die europäischen politischen 
Parteien nachträglich belegen, dass sie die 
Unionsmittel wirtschaftlich verwendet 
haben. Insbesondere sollte der 
Anweisungsbefugte überprüfen, ob die 
Mittel verwendet worden sind, um 
innerhalb der in dieser Verordnung 
festgelegten Zeiträume die 
erstattungsfähigen Ausgaben zu decken, 
die den in der Aufforderung zur 
Beantragung von Beiträgen definierten 
Kriterien entsprechen. Beiträge an 
europäische politische Parteien sollten 
innerhalb der zwei Haushaltsjahre, die auf 
das Haushaltsjahr der Beitragsvergabe 
folgen, verwendet werden; nach Ablauf 
dieses Zeitraums sollten nicht verwendete 
Mittel vom Anweisungsbefugten 
eingezogen werden. 

(8) Während die finanzielle Unterstützung 
ohne Jahresarbeitsprogramm und 
Schätzung der Ausgaben gewährt wird, 
müssen die europäischen politischen 
Parteien nachträglich belegen, dass sie die 
Unionsmittel wirtschaftlich verwendet 
haben. Insbesondere sollte der 
Anweisungsbefugte überprüfen, ob die 
Mittel verwendet worden sind, um 
innerhalb der in dieser Verordnung 
festgelegten Zeiträume die 
erstattungsfähigen Ausgaben zu decken, 
die den in der Aufforderung zur 
Beantragung von Beiträgen definierten 
Kriterien entsprechen. Die Verwendung 
des Unionsbeitrags sollte von den 
europäischen politischen Parteien in 
einer bürgerfreundlichen Datenbank mit 
Suchfunktion detailliert offengelegt 
werden. Beiträge an europäische politische 
Parteien sollten innerhalb der zwei 
Haushaltsjahre, die auf das Haushaltsjahr 
der Beitragsvergabe folgen, verwendet 
werden; nach Ablauf dieses Zeitraums 
sollten nicht verwendete Mittel vom 
Anweisungsbefugten eingezogen werden. 

 
 
 
 


